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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über das Abkommen 
vom 19. Juli 1952 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft über die 
Wiederherstellung gewerblicher Schutzrechte 

nebst dem Wortlaut des Abkommens sowie eine Denkschrift mit 
der Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 98. Sitzung am 19. Dezember 1952 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


Druck: Bonner Universitäts^Buchdruckerel Gebr. S^dieur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr, Hans Heger, Andernadi, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße l 



Entwurf eines Gesetzes 


über das Abkommen vom 19. Juli 1952 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über die Wiederherstellung gewerblicher Schutzrechte 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
besdilossen: 


Artikel I 

Dem in Mündien am 19. Juli 1952 unter- 
zeidineten Abkommen zwisdien der Bundes- 
republik Deutschland und der Sdiweizerisdien 
Eidgenossensdiaft über die Wiederherstellung 
gewerblidier Sdiutzredite wird zugestimmt. 

Artikel II 

(1) Das Abkommen wird nadistehend mit 
Gesetzeskraft veröffentlidit. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen gemäß 
seinem Artikel 16 in Kraft tritt, ist im Bun- 
desgeset 2 ^blatt bekanntzugeben. 

Artikel III 

Dieses Gesetz gilt riadi Maßgabe des § 13 
des Gesetzes über die Stellung des Landes 
Berlin im Finanzsystem des Bundes (Drittes 
Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1) audi im Land Berlin. 

Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt am Tage nadi seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über 
die Wiederherstellung gewerblicher Schutzrechte 


Die Bundesrepublik Deutschland und die 
Schweizerische Eidgenossenschaft im Hinblick 
auf das zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft abgeschlossene Abkommen über die 
deutschen Vermögen in der Schweiz und mit 
Rücksicht auf den für die schweizerischen 
Schutzrechte in der Bundesrepublik Deutsch- 
land bestehenden Rechtszustand sind übejrein- 
gekommen, das folgende Abkommen zu 
schließen. 

Zu diesem Zweck haben zu ihren Bevollmäch- 
tigten ernannt; 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutsch- 
land: 

den Präsidenten des Deutschen Patentamts 
Prof. Dr. Eduard Reimer; 

Der Schweizerische Bundesrat: 

den Direktor, des Eidgenössischen Amtes für 
geistiges Eigentum 
Dr. Hans M o r f . 

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch 
ihrer in guter und gehöriger Form befun- 
denen Vollmachten die nachstehenden Bestim- 
mungen vereinbart. 

TEIL I 

Begriffsbestimmungen 
Artikel 1 

Unter Schutzrechten im Sinne dieses Ab- 
kommens werden die in der Gesetzgebung der 
beiden vertragschließenden Teile vorgesehenen 
Erfindungspatente, gewerblichen Muster oder 
Modelle und Fabrik- oder Handelsmarken 
verstanden. 

TEIL II 

Deutsche Schutzrechte in der Schweiz 
Artikel 2 

(1) Auf Antrag werden wieder in Kraft 
gesetzt; 


1. die vor dem 1. Januar 1948 in der Schweiz 
erworbenen Schutzrechte deutscher Staats- 
angehöriger, die nach dem 16. Februar 1945 
auf andere Weise als durch Ablauf der ge- 
setzlichen Höchstdauer oder durch Ver- 
zichtserklärung erloschen sind; 

2. die vor dem 1. Januar 1948 in der Schweiz 
von deutschen Staatsangehörigen eingereich- 
ten Gesuche um Erteilung solcher Schutz - 
rechte, die nach dem 16. Februar 1945 zu- 
rückgewiesen worden sind. 

(2) Der Antrag ist innerhalb einer Frist 
von sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses 
Abkommens schriftlich bei der Behörde einzu- 
reichen, bei welcher die versäumte Handlung 
vorzunehmen war (zuständige Behörde). Mit 
dem Antrag ist die versäumte Handlung iiadi- 
zuholen. Der Antrag ist gebührenfrei. Zu- 
schlag- oder Strafgebühren werden nicht er- 
hoben. 

Artikel 3 

(1) Uber den Antrag entscheidet die zu- 
ständige Behörde. 

(2) Wird dem Antrag entsprochen, so wird 
dadurch der Zustand wiederhergestellt, wel- 
cher bei rechtzeitiger Handlung eingetreten 
wäre. 

(3) Erachtet die zuständige Behörde die ver- 
säumte Handlung als nicht vollständig nach- 
geholt, so ist dem Antragsteller eine Frist von 
hödhstens drei Monaten zur Ergänzung zu 
setzen. 

(4) Wird der Antrag abgewiesen, so stehen 
dem Antragsteller die in der ordentlichen Ge- 
setzgebung vorgesehenen Rechtsmittel zu. 

Artikel 4 

(1) Wird die Erneuerung einer im schweize- 
rischen Markenregister eingetragenen Fabrik- 
oder Handelsmarke, deren ordentliche Schutz- 
dauer nach dem 16. Februar 1945 ablief, in- 
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nerhalb von sechs Monaten nadi dem Inkraft- 
treten dieses Abkommens beantragt, so wirkt 
die Erneuerung auf den Ablauf der ordent- 
lichen Schutzdauer zurück. 

(2) Wird eine im internationalen Marken- 
register eingetragene Fabrik- oder Handels- 
marke, deren ordentliche Schutzdauer nach 
dem 16. Februar 1945 ablief, innerhalb von 
sechs Monaten nach dem Inkrafttreten dieses 
Abkommens neu eingetragen, so wirkt diese 
Eintragung für das Gebiet der Schweiz als 
Erneuerung der erloschenen Eintragung auf 
den Ablauf der ordentlichen Schutzdauer zu- 
rück, sofern der Berechtigte dies innerhalb 
von zwei Monaten> seit der Neueintragung im 
internationalen Register beim Amt für geisti- 
ges Eigentum beantragt. 

(3) Hat der Inhaber einer im schweizeri- 
schen oder Internationalen Register eingetra- 
genen Marke, deren ordentliche Schutzdauer 
nach dem 16. Februar 19.45 ablief, schon vor 
dem Inkrafttreten dieses Abkommens eine 
Neueintragung bewirkt, so wirkt diese für das 
Gebiet der Schweiz als Erneuerung der erlo- 
schenen Eintragung auf den Ablauf der 
ordentlichen Schutzdauer zurück, sofern der 
Berechtigte dies innerhalb von sechs Monaten 
seit dem Inkrafttreten dieses Abkommens beim 
Amt für geistiges Eigentum beantragt. 

Artikel 5 

(1) Die Zeit zwischen dem 16. Februar 1945 
und dem 19. Juli 1952 bleibt außer Betracht 
bei der Berechnung der Frist für die Ausfüh- 
rung der patentierten Erfindung und für den 
Gebrauch der eingetragenen Marke, sowie der 
Frist für die Klage auf Löschung einer Marke 
gemäß Artikel 6 bis Absatz 2 der Pariser Ver- 
bandsübereinkunft zum Schutz des gewerb- 
lichen Eigentums. 

(2) Patente und Fabrik- oder Handelsmar- 
ken, die am 16. Februar 1945 noch In Kraft 
waren, dürfen nicht vor dem 19. Juli 1945 
Gegenstand einer der in Artikel 18 des Schwei- 
zerischen Patentgesetzes oder In Artikel 9 des 
Schweizerischen Markenschutzgesetzes vorge- 
sehenen Maßnahmen sein. 

Artikel 6 

(1) Die Wirkungen des wieder in Kraft ge- 
setzten Patentes oder gewerblichen Musters 
oder Modells treten nicht ein gegenüber Drit- 
ten, die den Gegenstand des Schutzrechts nach 
dem Erlöschen desselben in der Zelt zwischen 
dem 16. Februar 1945 und dem 19. Juli 1952 
in der Schweiz gewerblich benützt oder beson- 


dere Veranstaltungen dazu getroffen oder 
diese Handlungen nach dem Erlöschen des 
Schutzrechts fortgesetzt haben. 

(2) Als besondere Veranstaltung im Sinne 
von Absatz 1 gilt auch die in der Schweiz 
oder in einem anderen Lande vorgenommene 
Durchführung von Untersuchungen zur An- 
wendung oder Verbesserung des Gegenstandes 
des Schutzrechts und der Abschluß von Lizenz- 
verträgen über die Benützung des Ergebnisses 
dieser Untersuchungen, sofern der Lizenzgeber 
seinen Wohnsitz oder Sitz in der Schweiz hat. 

(3) Wer sich auf die Bestimmungen der Ab- 
sätze 1 und 2 zu berufen vermag, darf den 
Gegenstand des Schutzrechts zu seinen Ge- 
schäftszwecken benützen. Insbesondere ihn her- 
stellen, verkaufen oder in Verkehr bringen, 
ohne Rücksicht auf Art oder Umfang der bis- 
herigen Benützung; die Befugnis kann nur zu- 
sammen mit dem Geschäft vererbt oder über- 
tragen werden. Eine Verpflichtung zur An- 
bringung des Patentzeichens besteht nicht. 

Artikel 7 

(1) Die Wirkungen des Patentes oder des 
gewerblichen Musters oder Modells, das auf 
eine wiederhergestellte Anmeldung erteilt 
wird, treten nicht ein gegenüber Dritten, die 
den Gegenstand des Schutzrechts in der Zeit 
zwischen der Zurückweisung der Anmeldung 
und dem 19. Juli 1952 in der Schweiz ge- 
werblich benützt oder besondere Veranstal- 
tungen dazu getroffen oder diese Handlungen 
nach Zurückweisung der Anmeldung fortge- 
setzt haben; die Absätze 2 und 3 von Artikel 6 
sind entsprechend anwendbar. 

(2) Als besondere Veranstaltung Im Sinne 
des Absatzes 1 gilt auch die Hinterlegung einer 
Patentanmeldung oder eines Musters oder Mo- 
dells In der Schweiz durch einen Dritten, wenn 
der Dritte der Urheber der den Gegenstand 
der Patentanmeldung bildenden Erfindung 
oder des hinterlegten Musters oder Modells 
ist. Diese Bestimmung wirkt auch zugunsten 
des Rechtsnachfolgers des Dritten. 

Artikel 8 

(1) Der Dritte, der ein Benützungsrecht ge- 
mäß Artikel 6 nach Wiederinkraftsetzung 
eines erloschenen Schutzrechts in Anspruch 
nimmt, oder sein Rechtsnachfolger hat dafür 
dem Inhaber des Schutzrechts vom Tage der 
Wiederinkraftsetzung an eine Entschädigung zu 
zahlen, deren Höhe im Streitfälle vom Richter 
unter Berücksichtigung aller Umstände des 
Falles bestimmt wird. 
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(2) Der Dritte, der ein Benutzungsrecht als 
Lizenzgeber gemäß Artikel 6 Abs. 2 in An- 
spruch nimmt, hat den Inhaber des Schutz- 
rechts auch für die Benützung des Gegenstan- 
des des Schutzredits durch den Lizenznehmer 
zu entschädigen. 

Artikel 9 

(1) Der Dritte, der ein Benützungsrecht ge- 
mäß Artikel 7 Abs. 1 nach Erteilung des 
Schutzrechts auf Grund einer wiederhergestell- 
ten Anmeldung in Anspruch nimmt, oder sein 
Rechtsnachfolger hat dafür dem Inhaber des 
Schutzrechts vom Tage der Erteilung an eine 
Entschädigung zu zahlen, deren Höhe im 
Streitfälle vom Richter unter Berücksiditigung 
aller Umstände des Falles bestimmt wird. 

(2) Die Bestimmung des Absatz 1 ist nicht 
anwendbar, wenn die Benützungshandlung 
oder die Veranstaltung des Dritten oder seines 
Rechtsnachfolgers auf einer Erfindung oder 
einem Muster oder Modell beruht, deren Ur- 
heber der Dritte ist. 

Artikel' 10 

(1) Für Patente, die auf Grund dieses Ab- 
kommens wieder in Kraft gesetzt werden, 
werden für die Vergangenheit nur die letzten 
zwei vor dem Tage der Einreichung des Wie- 
dereinsetzungsgesuches fällig gewordenen Jah- 
resgebühren erhoben; für gewerbliche Muster 
oder Modelle nur die Gebühren für die am 
Tage der Einreichung des Wiedereinsetzungs- 
gesuches laufende Sdiutzperiode. 

(2) Für Patente, die auf Grund von wieder- 
hergestellten Anmeldungen erteilt werden, 
werden für die Vergangenheit nur die letzten 
zwei vor dem Tage der Erteilung der Ertei- 
lung des Patents verfallenen Jahresgebühren 
erhoben; für gewerblidie Muster oder Modelle 
nur die Gebühren für die am Tage der Zulas- 
sung der Hinterlegung laufende Schutzperiode. 

TEIL III 

Schweizerische Schutzrechte in Deutschland 

Artikel 11 

Auf Antrag werden wieder in Kraft ge- 
setzt; 

1. in Deutschland erworbene Schutzrechte 
schweizerischer Staatsangehöriger, die nach 
dem 31. Dezember 1944, aber vor dem 
1. Juli 1945 auf andere Weise als durch Ab- 
lauf der gesetzlichen Höchstdauer oder 
durch Verzichtserklärung erloschen sind; 


2. in Deutschland von schweizerischen Staats- 
angehörigen eingereichte Gesuche um Ertei- 
lung von Schutzrechten, die nach dem 
31. Dezember 1944, aber vor dem 1. Juli 
1945 zurückgewiesen worden sind. 

Artikel 12 

(1) Auf Antrag werden schweizerische 
Staatsangehörige wieder in den vorigen Stand 
eingesetzt, welche 

1. die im § 15 des Ersten Gesetzes zur Ände- 
'rung und Überleitung von Vorschriften aüf 
dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes 
vom 8. Juli 1949 vorgesehene Frist zur 
Aufrechterhaltung eines Sdiutzrechts in der 
Bundesrepublik Deutschland nicht eingehal- 
ten haben, 

2. die im § 30 Abs. 1 des Ersten Gesetzes 
zur Änderung und Oberleitung von Vor- 
schriften auf dem Gebiet des gewerblichen 
Rechtsschutzes vom 8. Juli 1949 vorge- 
sehene Frist zur Aufrecht erhaltung einer 
Schutzrechtsanmeldung nicht eingehalten 
haben. 

(2) Mit dem Antrag ist eine Erklärung ge- 
mäß der Anlage zu diesem Abkommen abzu- 
geben, daß die rechtzeitige Stellung des Antra- 
ges auf Aufrechterhaltung des Schutzrechts 
oder der Schutzrechtsanmeldung im Hinblick 
auf das Erlöschen deutscher Schutzrechte in 
der Schweiz unterblieben ist. 

Artikel 13 

Auf die Anträge nach Artikel 11 und 12 
sowie auf die daraufhin wieder in Kraft ge- 
setzten Schutzrechte und die wiederhergestell- 
ten Schutzrechtsanmeldungen sind die Bestim- 
mungen der Artikel 2 bis 4 und 6 bis 10 die- 
ses Abkommens entsprechend anzuwenden. 

TEIL IV 

Schlußbestimmungen 

Artikel 14 

Die Vorteile dieses Abkommens können 
in Anspruch nehmen 

1. natürliche Personen, welche die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzen, und juristische 
Personen, die nach deutschem Recht beste- 
hen, wenn sie ihren Wohnsitz oder Sitz in 
der Bundesrepublik Deutschland oder in 
Berlin (West) oder außerhalb Deutschlands 
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in einem Staat haben, der in der Bundes- 
republik Deutschland eine Vertretung unter- 
hält oder in dem eine solche der Bundes- 
republik Deutschland besteht oder der nach 
übereinstimmender Erklärung der vertrag- 
schließenden Teile einem solchen Staat 
gleichgestellt wird; ferner diejenigen natür- 
lichen und juristischen Personen, deren Ver- 
mögen im Zusammenhang mit dem Abkom- 
men über die deutschen Vermögen in der 
Schweiz von der Sperre befreit wird; 

2. natürliche Personen, welche die schweizeri- 
sche Staatangehörigkeit besitzen, und juristi- 
sche Personen, die nadi schweizerischem 
Recht bestehen. 

Artikel 15 

Dieses Abkommen wird deutscherseits auch 
im Namen des Landes Berlin (West), sdiwei- 
zerisdierseits auch im Namen des Fürstentums 
Liechtenstein unterzeichnet. 

Artikel 16 

Dieses Abkommen, das in zwei Originalen 
in deutscher Sprache ausgefertigt wird, soll 
ratifiziert werden und die Ratifikationsurkun- 
den sollen baldmöglichst an dem in Artikel 24 
des Abkommens über die deutschen Vermögen 
in der Schweiz angegebenen Ort ausgetauscht 
werden. Es tritt mit dem Tage des Austausdies 
der Ratifikationsurkunden in Kraft. 


Zu Urkund dessen haben die Bevollmäditigten 
dieses Abkommen unterzeidinet. 

München, den 19. Juli 1952.' 

Für die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland: 

gez. Dr. Eduard Reimer 

Für den Schweizerischen Bundesrat; 

gez. Dr. Hans Morf 


Anlage zum Abkommen 
Erklärung 

Ich, der Unterzeichnete, Inhaber des Schutz- 

rechts/Schutzrechtsanmeldung Nr 

erkläre hiermit nach bestem Wissen, daß die 
rechtzeitige Stellung des beiliegenden Antrages 
auf Aufrechterhaltung des Schutzrechts/ 
Schutzrechtsanmeldung im Hinblick auf das 
Erlöschen deutscher Schutz rechte in der Schweiz 
unterblieben ist. 
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Denkschrift 

zum Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft über die Wiederherstellung von gewerblichen Schutzrechten 


L 

Allgemeines 

Gegen Ende des zweiten Weltkrieges wurde 
durch Beschluß des Schweizerischen Bundesrats 
über die vorläufige Regelung des Zahlungsver- 
kehrs zwischen der Schweiz und Deutsmland 
vom 16. Februar 1945 das in der Schweiz bele- 
gene Vermögen deutscher Staatsangehöriger ge- 
sperrt. Durch das zwischen der Schweizeri- 
schen Regierung einerseits und den Regierun- 
gen der Vereinigten Staaten von Nordame- 
rika, Frankreichs und des Vereinigten König- 
reichs von Großbritannien und Nordirland 
andererseits am 25. Mai 1946 abgeschlossene 
Washingtoner Abkommen verpflichtete sich 
die Schweiz, das deutsche Vermögen in der 
Schweiz zu liquidieren. Durch das am 
26. August 1952 in Bonn zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Schweizeri- 
schen Eidgenossenschaft abgeschlossene Ab- 
kommen über die deutschen Vermögenswerte 
in der Schweiz ist zwischen den beiden Re- 
gierungen vereinbart worden, daß die Bundes- 
regierung berechtigt sein soll, die unter das 
obengenannte Washingtoner Abkommen fal- 
lenden deutschen Vermögenswerte in der 
Schweiz durch Bezahlung der von den Alli- 
'ierten und der Schweiz geltend gemachten 
Ansprüche auszulösen. Wegen der Einzelhei- 
ten wird auf die Denkschrift zu dem Abkom- 
men über die deutschen Vermögenswerte in 
der Schweiz Bezug genommen. 

Unter die durch den Schweizerischen Bun- 
desratsbeschluß vom 16. Februar 1945 ver- 
hängte Sperre sowie unter das Washingtoner 
Abkommen vom 25. Mai 1946 fielen auch die 
seinerzeit bestehenden Patente, Gebrauchs- 
muster und Fabrik- und Handelsmarken, die 
zu Gunsten deutscher Staatsangehöriger irr 
der Schweiz eingetragen waren, die von deut- 
schen Staatsangehörigen beim Eidgenössischen 
Amt für geistiges Eigentum bereits eingereich- 
ten Anmeldungen solcher Schutzrechte sowie 


die auf Grund dieser Anmeldungen später er- 
teilten gewerblichen Schutzrechte. 

Soweit solche Schutzrechte und Schutzrechts- 
anmeldungen am Tage des Inkrafttretens 'des 
Abkommens über die deutschen Vermögens- 
werte in der Schweiz noch in Wirksamkeit 
sind, wird ihr weiterer Fortbestand durch 
das Abkommen über die deutschen Vermö- 
genswerte in der Schweiz geregelt. Nach Arti- 
kel 13 Abs. 3 dieses Abkommens werden diese 
Rechte mit dem Tage des Inkrafttretens des 
Abkommens von der Sperre befreit. Artikel 6 
des Abkommens sieht weiter vor, daß von den 
Inhabern solcher Rechte — abgesehen von be- 
stimmten Sonderfällen — weder ein Beitrag 
noch eine Verwaltungsgebühr gefordert wird. 
Die ursprünglichen deutschen Inhaber dieser 
Rechte können daher vom Tage des Inkraft- 
tretens des Abkommens an über diese Rechte 
wieder frei verfügen. 

In dem Abkommen über die deutschen Ver- 
mögenswerte in der Schweiz sind dagegen 
keine Bestimmungen über die Wiederherstel- 
lung erloschener Schutzrechte oder 
zurückgewiesener Schutzrechtsanmel- 
dungen deutscher Staatsangehöriger enthalten. 
Zahlreiche deutsche Inhaber von schweizeri- 
schen Schutzrechten oder Schutz rechts anmel- 
dungen konnten jedoch nach dem Zusammen- 
bruch Deutschlands nicht die erforderlichen 
Zahlungen oder sonstigen Handlungen vor- 
nehmen, um ihre gewerblichen Schutzrechte 
oder Schutzrechtsanmeldungen in der Schweiz 
aufrechtzuerhalten. Infolgedessen sind die 
meisten dieser Schutzrechte noch vor Ende 
1946 auf Grund der in der Schweiz geltenden 
Vorschriften erloschen oder zurückgewiesen 
worden. Bestehen blieben die deutschen Rechte 
nur in den verhältnismäßig wenigen Fällen, 
in denen ein schweizerischer Lizenznehmer die 
Interessen des deutschen Rechtsinhabers wahr- 
nahm. 

Die Behinderung der deutschen Rechtsin- 
haber an der Aufrechterhaltung ihrer Rechte 
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in der Sdiweiz hatte ihren Grund zunächst 
weder in dem Bundesratsbesdiluß vom 16. Fe- 
bruar 1945, der die Weiterzahlung von Ge- 
bühren und die Vornahme anderer Maßnah- 
men zur Aufrechterhaltung nidit aussdiloß, 
noch in dem Washingtoner Abkommen. Ur- 
sächlich waren vielmehr zunächst die beson- 
deren Verhältnisse in Deutschland selbst und 
die von den Besatzungsmächten erlassenen Be- 
stimmungen, durch die Zahlungen in das Aus- 
land unterbunden wurden. Diese Hinderungs- 
gründe entfielen erst im Laufe des Jahres 1948 
auf Grund der Normalisierung des deutschen 
Wirtschaftslebens und des Wiederaufbaues 
des deutschen gewerblichen Rechtsschutzes. Zu 
dieser Zeit waren jedoch die Fristen, die durch 
die schweizerische Gesetzgebung (vgl. Bundes- 
ratsbeschluß betreffend außerordentliche Maß- 
nahmen auf dem Gebiet des gewerblichen 
Rechtsschutzes vom 28. März 1947) zur Wie- 
derherstellung erloschener Schutzrechte und 
zurückgewiesener Schutzrechtsanmeldungen 
aus Anlaß des Krieges gesetzt worden waren, 
bereits abgelaufen, so daß die deutschen 
Rechtsinhaber von diesen Vergünstigungen 
keinen Gebrauch mehr machen konnten. Zu- 
dem hatten die deutschen Rechtsinhaber an 
einer Wiederherstellung ihrer Rechte solange 
kein Interesse, als sie auf Grund des Fortbe- 
standes des Washingtoner Abkommens damit 
rechnen mußten, daß ihre wiederhergestellten 
Rechte auf Grund des Washingtoner Abkom- 
mens zu Gunsten der Alliierten liquidiert wer- 
den würden. 

Mit der Ablösung des Washingtoner Ab- 
kommens und der Aufhebung der Sperre über 
die deutschen Vermögen in der Schweiz sind 
jedoch die Voraussetzungen geschaffen, um die 
deutschen Rechtsinhaber wieder in ihre Rechts- 
stellung einzusetzen. Nach der Anfang 1952 
vorgenommenen Paraphierung des deutsch- 
schweizerischen Abkommens über die deut- 
schen Vermögenswerte in der Schweiz, schlug 
die Bundesregierung daher der Schweizerischen 
Regierung vor, in Verhandlungen über die 
Wiederherstellung der in der Zeit von 1945 
bis 1948 erloschenen deutschen Schutzrechte 
in der Schweiz einzutreten. Dieser Vorschlag 
wurde von der Schweizerischen Regierung an- 
genommen. Daraufhin haben in der Zeit 
vom 13. bis 16. Juni 1952 in Bern und vom 
17. bis 19. Juli 1952 in München Verhandlun- 
gen stattgefunden, die am 19. Juli 1952 zur 
Unterzeichnung des vorstehenden Abkommens 
geführt haben. 

Das Abkommen Ist, wie bereits das deutsch- 
schweizerische Abkommen vom 2. November 


1950 über die Verlängerung von Prioritäts- 
fristen, weitgehend dem internationalen Ab- 
kommen von Neuenburg betreffend die Erhal- 
tung oder Wiederherstellung der durch den 
zweiten Weltkrieg zu Schaden gekommenen 
gewerblichen Schutzrechte vom 8. Februar 
1947 nachgebildet, das zwischen den Alliierten 
und den neutralen Staaten untereinander ab- 
geschlossen worden ist und dem die Bundes- 
republik Deutschland nicht angehört. Mit dem 
vorstehenden Abkommen sind die letzten 
Kriegs- und Nachkriegsfolgen auf dem Ge- 
blet des gewerblichen Rechtsschutzes Im Ver- 
hältnis zwischen ‘der Bundesrepublik und der 
Schweiz beseitigt und die Beziehungen zwi- 
schen den beiden Staaten auf diesem Gebiet 
völlig normalisiert worden. Dem Abkommen 
kommt weiter Insofern besondere Bedeutung 
zu, als damit zum ersten Male nach dem 
zweiten Weltkrieg in einem neutralen Staate 
eine vollkommene Restitution deutscher 
Schutzrechte vorgenommen wird. 

Das vorstehende Abkommen ist in vier 
Teile gegliedert. Teil I enthält eine Begriffs- 
bestimmung derjenigen gewerblichen Sdiutz- 
rechte, die den Gegenstand des Abkommens 
bilden. Teil II trifft Bestimmungen über die 
Wiederherstellung deutscher Schutzrechte in 
der Schweiz, Teil III enthält die entsprechen- 
den Bestimmungen für die Wiederherstellung 
schweizerischer Schutzrechte in Deutschland. 
Teil IV schließlich regelt den Anwendungs- 
bereich des Abkommens, seine Ratifizierung 
und sein Inkrafttreten. 

II. 

Die einzelnen Bestimmungen 

Im einzelnen ist zu dem Abkommen fol- 
gendes zu bemerken: 

Artikel 1 gibt unter Anwendung der 
Terminologie des oben erwähnten Neuen- 
burger Abkommens eine Begriffsbestimmung 
des Wortes „Schutzrechte“. Als Schutzrechte 
werden darunter gemäß der deutschen 
Gesetzessprache Patente, Geschmacksmuster 
und Warenzeichen verstanden. Die Begriffs- 
bestimmung umfaßt nicht Gebrauchsmuster, 
die demgemäß auch nicht unter dieses Ab- 
kommen fallen. Dies hat seinen Grund darin, 
daß die Schweiz keinen Gebrauchsmuster- 
"schutz kennt. In Deutschland beträgt der Ge- 
brauchsmusterschutz höchstens 6 Jahre. Da es 
sich bei den unter das Abkommen fallenden 
schweizerischen Schutzrechten in Deutschland 
um solche handelt, die aus dem Jahre 1945 
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stammen, ist der deutsche Gebrauchsmuster- 
schutz bereits abgelaufen, 

Artikel 2 enthält die Voraussetzungen, 
unter denen die Wiederherstellung deutscher 
Schutzrechte und deutscher Schut;zreditsanmel- 
dungen in der Schweiz gewährt wird. 

Wiederhergestellt werden erstens erteilte 
Schutzrechte. Die Schutzrechte müssen vor dem 
1. Januar 1948 erworben sein. Der Stiditag 
vom 1. Januar 1948 ist gewählt worden, weil 
alle bis zu diesem Stichtag von deutschen 
Staatsangehörigen in der Schweiz erworbenen 
Vermögenswerte unter die Bestimmungen des 
Washingtoner Abkommens gefallen sind. Nach 
diesem Stichtag erworbene Schutzrechte deut- 
scher Staatsangehöriger unterlagen keiner Ver- 
fügungsbeschränkung. Das Erlöschen der 
Schutzrechte muß nach dem 16. Februar 1945, 
dem Tage des Inkrafttretens des oben erwähn- 
ten Bundesratsbeschlusses, eingetreten sein, 
weil von diesem Tage an die freie Verfü- 
gungsbefugnis über diese Vermögenswerte 
durdi die deutschen Inhaber endete. Von der 
Wiederherstellung ausgeschlossen sind Schutz- 
rechte, deren gesetzliche Höchstdauer abge- 
laufen ist oder die durch ausdrückliche Ver- 
zichtserklärung ihres Inhabers erloschen sind. 

Wiederherges teilt werden ferner nach den- 
selben Grundsätzen in der Schweiz bewirkte 
Schutzrechtsanmeldungen deutscher Staatsan- 
gehöriger. 

Die Rechte werden nicht automatisch, son- 
dern nur auf Antrag wiederhergestellt. Ent- 
sprechend den allgemeinen Grundsätzen für 
die Wiederherstellung von Rechten ist mit 
dem Anträge die versäumte Handlung, z. B. 
die Gebührenzahlung, das Rechtsmittel usw., 
nachzuholen. Der Antrag ist bei der zustän- 
digen Behörde einzureichen. Als zuständige 
Behörden in der Schweiz kommen das Amt für 
geistiges Eigentum und das Schweizerische 
Bundesgericht, letzteres für die Fälle, in denen 
eine Sdiutzrechtsanmeldung aus materiellen 
Gründen zurückgewiesen worden ist, in Frage. 
Der Antrag ist innerhalb von sechs Monaten 
nach Inkrafttreten des Abkommens einzu- 
legen. 

Artikel 3 enthält die Verfahrensvor- 
schriften für die Einlegung des in Artikel 2 
genannten Antrages. Hervorzuheben ist, daß 
für die Nachholung der versäumten Handlung 
dann von der zuständigen Behörde eine Nadi- 
frist zu setzen ist, wenn die versäumte Hand- 
lung mit dem Anträge selbst noch nicht voll- 
ständig nachgeholt worden ist. Damit soll der 
Tatsache Redinung getragen werden, daß der 


deutsche Antragsteller, dessen Unterlagen 
durch Kriegseinwirkung zerstört worden sind, 
unter Umständen sich die erforderlichen Ab- 
schriften erst von dem schweizerischen Amt für 
geistiges Eigentum beschaffen muß. 

Artikel 4 enthält eine Sonderregelung 
für national oder international eingetragene 
Warenzeichen. Die Sonderregelung entspricht 
den Bestimmungen der Artikel 3 und 4 des 
Neuenburger Abkommens. Sie beruht darauf, 
daß die Schutzdauer von Warenzeichen im 
Gegensatz zu anderen gewerblichen Schutz- 
rechten beliebig oft wiederholbar ist. Dem- 
zufolge ist zur Wahrung der Kontinuität des 
Warenzeichens die Rückwirkung der Wieder- 
herstellung auf den Zeitpunkt des Erlöschens 
vorgesehen. 

In manchen Fällen hat der deutsche Inha- 
ber eines in der Zwischenzeit erloschenen 
Warenzeichens in der Schweiz die erneute Ein- 
tragung dieses Warenzeichens nach dem 1. Ja- 
nuar 1948 bewirkt. Dieses neu eingetragene 
Warenzeichen würde an sich nicht unter die 
Bestimmungen dieses Abkommens fallen. Um 
die sachlich unzweckmäßige Wiederherstellung 
des alten Zeichens mit rückwirkender Kraft 
und die Löschung des neuen Warenzeichens zu 
vermeiden, sieht der Absatz 3 des Art. 4 vor, 
daß der Inhaber des Warenzeichens statt des- 
sen durch einen besonderen Antrag die Rück- 
wirkung des neu eingetragenen Zeichens auf 
den Zeitpunkt des Erlöschens des alten Zei- 
chens erreichen kann. 

Artikel 5 entspricht dem Artikel 5 des 
Neuenburger Abkommens. An sich wird auf 
Grund des deutsch-schweizerischen Abkom- 
mens von 1892/1902 die Ausübung eines Pa- 
tentes bzw. die Benutzung eines Warenzei- 
chens in dem einen Land als Ausübung bzw. 
Benutzung im anderen Land anerkannt. Die 
Aufnahme einer besonderen Bestimmung hat 
sich dennoch als notwendig erwiesen, well 
durch die Auswirkung des Krieges zahlreiche 
deutsche Schutzrechtsinhaber an der Ausfüh- 
rung ihrer Erfindung oder der Benutzung 
ihres Warenzeichens nicht nur in der Schweiz, 
sondern auch in Deutschland verhindert gewe- 
sen sind. 

Artikel 6 regelt das Weiterbenutzungs- 
recht im Falle der Wiederherstellung eines er- 
loschenen Patentes oder Geschmackmusters. 

Bei der Wiederherstellung von Schutzrech- 
ten — mit Ausnahme von Warenzeichen — 
wird üblicherweise einem Dritten, der in der 
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Zeit zwischen dem Erlöschen und dem Wie- 
derinkraftsetzen des Schutzrechtes dieses gut- 
gläubig in Benutzung genommen hat, ein Wei- 
terbenutzungsrecht zugestanden. Dieser Grund- 
satz findet sich sowohl im deutschen und im 
schweizerischen Recht als auch in den inter- 
nationalen Abkommen, die sich mit der Wie- 
derherstellung von Schutzrechten befassen, wie 
insbesondere das mehrfach erwähnte Neuen- 
burger Abkommen vom 8. Februar 1947. Das 
in Artikel 6 des vorstehenden Abkommens an 
wiederhergestellten deutschen Schutzrechten in 
der Schweiz gewährte Weiterbenutzungsrecht 
geht jedoch in mehrfacher Hinsicht über das 
üblicherweise gewährte Weiter benutzungsrecht 
hinaus: 

1. Die Entstehung des Weiter benutzungsrechts 
ist nicht an das Vorhandensein des guten 
Glaubens gebunden. Damit soll der Tat- 
sache Rechnung getragen werden, daß nicht 
nur die deutschen Staatsangehörigen, son- 
dern auch die in der Schweiz ansässigen Per- 
sonen zunächst von der Durchführung des 
Washingtoner Abkommens und damit von 
der Liquidation der deutschen gewerblichen 
Schutzrechte in der Schweiz ausgegangen 
sind und demzufolge deutsche Schutzrechte 
auch bereits vor ihrem Erlöschen in Be- 
nutzung genommen haben. Voraussetzung 
für die Entstehung eines Weiterbenutzungs- 
rechts ist aber in jedem Falle, daß das- 
Schutzrecht in der Zeit zwischen dem 25. Fe- 
bruar 1945 und dem 1. Januar 1948 er- 
loschen ist und eine Benutzungshandliang 
in der Zeit des Erlöschens des Schutzrechts 
vorgenommen worden ist. 

2. Als Benutzungshandlung, die zur Begrün- 
dung eines Weiterbenutzungsrechts aus- 
reicht, wird auch die Durchführung von 
Untersuchungen zur Anwendung oder 
Verbesserung des Gegenstandes des Schutz- 
rechts anerkannt, sofern diese Unter- 
suchungen zum Abschluß von Lizenzver- 
trägen über die Benutzung des Ergebnisses 
dieser Untersuchungen geführt haben. Da- 
bei ist es gleichgültig, ob diese Untersu- 
chungen in der Schweiz oder in einem an- 
deren Lande durchgeführt worden sind. 
Beide Voraussetzungen, die Durchführung 
von Untersuchungen und der Abschluß 
eines Lizenzvertrages, bilden gemeinsam 
die „Benutzungshandlung''. Diese örtliche 
Ausweitung des Welterbenutzungsrechts, 
dessen Tatbestände normalerweise in dem 
Lande liegen müssen, In dem das Schutz- 
recht wirkt, wird dadurch wieder einge- 


schränkt, daß der Lizenzgeber seinen Sitz 
oder Wohnsitz in der Schweiz haben muß. 

3. Eine weitere Ausweitung des Weiterbe- 
nutzungsrechts enthält der Absatz 3 des 
Artikels 6 insofern, als danach der Weiter- 
benutzer nicht darauf beschränkt ist, das 
Schutzrecht nach seiner Wiederherstellung 
nur in der Weise zu nutzen, wie er es bis 
zum Stichtag, dem 1. Januar 1948, genutzt 
hat, sondern ihm ein Wechsel der Be- 
nutzungsarten auch auf solche Benutzungs- 
arten gestattet Ist, die er bisher nicht aus- 
^ geübt hat. 

Artikel 7 regelt das Weiterbenutzungs- 
recht von Schutzrechten, die auf Grund einer 
wiederhergestellten Patent- oder Geschmacks- 
musteranmeldung erteilt werden. Ein solches 
Weiterbenutzungsrecht ist dem geltenden 
deutschen und schweizerischen Recht an" sich 
unbekannt. Es wurde von schweizerischer 
Seite gefordert unter Hinweis darauf, daß 
schweizerische Staatsangehörige sowohl im 
Hinblick auf die Bestimmungen des Washing- 
toner Abkommens als auch im Hinblick dar- 
auf, daß die den deutschen Anmeldungen in 
der Schweiz zugrunde liegenden Schutzrechte 
in vielen Fällen bereits außerhalb der Schweiz 
zur Erteilung von Schutzrechten geführt 
haben, nicht damit rechnen konnten, daß 
ihnen diese Schutzrechte in der Schweiz noch 
einmal entgegengehalten werden würden. 
Demzufolge sieht Artikel 7 Abs. 1 ein Wei- 
terbenutzungsrecht entsprechend den Be- 
stimmungen des Artikels 6 auch für solche 
Schutzrechte vor. 

Absatz 2 dehnt das Welterbenutzungsrecht 
noch auf den Fall aus, daß ein Dritter unab- 
hängig von dem deutschen Anmelder dieselbe 
Erfindung gemacht oder dasselbe Ge- 
schmacksmuster geschaffen hat und die Er- 
findung in der Sdiweiz zum Patent angemel- 
det oder das Geschmacksmuster in der 
Schweiz hinterlegt hat. Der Beweis dafür, 
daß der Dritte die Erfindung tatsädilich 
selbst gemacht oder das Geschmacksmuster 
selbst geschaffen hat, ist von dem Dritten 
zu führen. 

Artikel 8 sieht eine Entschädigungs- 
pflicht für denjenigen vor, der ein Welter- 
benutzungsrecht an einem wlederhergestellten 
Schutzrecht gemäß Artikel 6 in Anspruch 
nimmt. Dieser hat vom Tage der Wieder- 
inkraftsetzung des erloschenen Schutzrechtes 
an eine angemessene Entschädigung zu zah- 
len, deren Höhe Im Streitfall der Richter 
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festsetzt. Für die Benutzung bis zur Wieder- 
inkraftsetzung des Schutzrechts wird eine 
Entschädigung nicht geschuldet. 

Artikel 8 Abs. 2 enthält die Entschädi- 
gungspflicht für den besonderen Fall .des 
Weiterbenutzungsrechts nach Artikel 6 
Abs. 2 und bestimmt, daß entschädigungs- 
pflichtig lediglich der Lizenzgeber ist, auch 
insoweit als die Benutzung durch den Lizenz- 
nehmer vorgenommen wird. 

Artikel 9 regelt die Entschädigungs- 
pflicht desjenigen, der ein Weiterbenutzungs- 
recht gemäß Artikel 7 an einem Schutzrecht 
in Anspruch nimmt, das auf Grund einer 
wiederhergestellten Anmeldung erteilt wor- 
den ist. Die Entschädigungspflicht entspricht 
der für das Weiterbenutzungsrecht nach Ar- 
tikel 6 mit der Maßgabe, daß die Entschä- 
digungspflicht erst vom Tage der Erteilung 
des Schutzrechts an entsteht. 

Ausgenommen von der Entschädigungs- 
pflicht ist derjenige, der das Weiterbenut- 
zungsrecht gemäß Artikel 7 Abs. 2 in An- 
spruch nimmt, d. h. der selbst der Erfinder 
der von ihm angemeldeten Erfindung oder 
der Urheber des von ihm hinterlegten Ge- 
schmacksmusters ist. 

Artikel 10 trifft Bestimmungen über 
die* Zahlung der rückständigen Gebühren. 

Das Neuenburger Abkommen sah für die 
wiederhergestellten Schutzrechte und Schutz- 
rechtsanmeldungen die Nachzahlung der vol- 
len Gebühren für die rückliegende Zeit vor. 
Dieselbe Forderung wurde bei den Verhand- 
lungen über das vorstehende Abkommen 
auch von schweizer Seite gestellt. Demgegen- 
über wurde von deutscher Seite geltend ge- 
macht, daß auf Grund der Nachkriegsgesetz- 
gebung in der Bundesrepublik schweizerische 
Schutzrechte in Deutschland bis zum 30. Sep- 
tember 1950 nicht erlöschen und nach dieser 
Zeit durch einfachen Antrag aufrechterhalten 
werden konnten, so daß praktisch ein Er- 
löschen schweizerischer Schutzrechte in 
Deutschland und damit das Entstehen von 
Weiterbenutzungsrechten an diesen Schutz- 
rechten in nennenswertem Umfange über- 
haupt nicht eingetreten ist. Ferner wurde 
von deutscher Seite geltend gemacht, daß die 
schweizerischen Schutzrechte in der Bundes- 
republik für die Zeit bis zum 1. Juli 1948 
von jeder Gebührenzahlung befreit waren 
und daß für die Zeit nach dem 1. Juli 1948 
die Gebühren nur In Höhe von zwei Dritteln 
erhoben werden. Demgegenüber seien die 


deutschen Schutzrechte in der Schweiz in er- 
heblichem Umfange erloschen und die wieder- 
hergestellten Schutzrechte In beträchtlichem 
Maße mit Weiterbenutzungsrechten belastet. 
Die nunmehr In Artikel 10 enthaltene Lö- 
sung, die die Nachzahlung der letzten zwei 
vor dem Tage der Einreichung des Wieder- 
einsetzungsgesuches fälligen J ahresgebühren 
vorsieht, stellt ein Kompromiß dar, das den 
deutschen Forderungen entgegenkommt. 

Artikel 11 bis 13 enthalten die der 
Schweiz eingeräumten Gegenrechte für die 
schweizerischen Schutzrechte in Deutschland. 

Hierbei ist einmal davon ausgegangen wor- 
den, daß nach dem Ersten Gesetz zur Än- 
derung und Überleitung * von Vorschriften 
auf dem Gebiet des gewerblichen Rechts- 
schutzes vom 8. Juli, 1949 (Erstes Überlei- 
tungsgesetz) nur diejenigen Schutzrechte und 
Schutzrechtsanmeldungen in der Bundes- 
republik aufrechterhalten werden konnten, 
die am 8. Mai 1945 noch in Kraft bzw. beim 
Reichspatentamt noch anhängig waren. Von 
schweizer Seite wurde geltend gemacht, daß 
es nicht ausgeschlossen sei, daß in der Zeit 
vom 31. Dezember 1944 bis zum 1. Juli 1945 
schweizerische Schutzrechte in Deutschland 
erloschen oder schweizerische Schutzrechts- 
anmeldungen zurückgewiesen worden sind, 
weil der schweizerische Inhaber dieser Rechte 
wegen der zu dieser Zeit bestehenden Ver- 
kehrsschwierigkeiten tatsächlich nicht In der 
Lage war, die notwendigen Handlungen zur 
Aufrechterhaltung dieser Rechte vorzu- 
nehmen. Artikel 1 1 sieht daher vor, daß diese 
Rechte auf Antrag wiederhergestellt werden 
können. 

Von schweizer Seite wurde ferner geltend 
gemacht, daß von der In der deutschen Nach- 
kriegsgesetzgebung (§§15 und 30 des Ersten 
Überleitungsgesetzes) vorgesehenen Möglich- 
keit zur Aufrechterhaltung von Alt-Schutz- 
rechten und Alt-Schutzrechtsanmeldungen 
von schweizer Staatsangehörigen zum Teil 
mit Rücksicht darauf kein Gebrauch gemacht 
worden sei, daß sie auf das Erlösdien be- 
stimmter deutscher Schutzrechte In der 
Schweiz vertrauten. Nachdem auf Grund des 
vorstehenden Abkommens die deutschen 
Schutzrechte in der Schweiz wiederhergestellt 
werden können, müsse diesen schweizer 
Staatsangehörigen die Möglichkeit gegeben 
werden, Ihren damaligen Entschluß, von der 
Aufrechterhaltung Ihrer deutschen Schutz- 
rechte Abstand zu nehmen, zu überprüfen. 
Artikel 12 gewährt demzufolge eine Wieder- 
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einsetzung in den vorigen Stand für die Ver- 
säumung der Frist zur Aufrediterhaltung 
nach dem Ersten Überleitungsgesetz, macht 
jedoch die Aufrechterhaltung davon abhän- 
gig, daß der Antragsteller mit dem Anträge 
eine Erklärung einreicht, wonach die Auf- 
rechterhaltung des Schutzrechts oder der 
Sdiutzrechtsanmeldung im Hinblick auf das 
Erlöschen deutscher Schutzrechte in der 
Schweiz unterblieben ist. 

Da das Reichspatentamt seine Tätigkeit 
nach dem 1. Januar 1945 weitgehend einge- 
schränkt hatte, ist nicht mit einer größeren 
Anzahl von Wiederherstellungen schweizeri- 
scher Schutzrechte auf Grund von Artikel 11 
zu rechnen. Desgleichen wird davon ausge- 
gangen werden können, daß die Anwendung 
des Artikels 12 auf Einzelfälle beschränkt 
bleibt- 

Durch die in Artikel 13 enthaltene Ver- 
weisung auf die Bestimmungen des Teil II des 
Abkommens wird das Verfahren für die 
W lederherstellung schweizerischer Schutz- 
rechte in Deutschland sowie die Entstehung 
von Weiterbenutzungsrechten an solchen 
Schutzrechten in dtr gleichen Weise geregelt 
wie für die wiederherzustellenden deutschen 
Schutzrechte in der Schweiz. Zuständige Be- 
hörde im Sinne des Artikels 2 ist das 
Deutsche Patentamt. 

Artikel 14 beschreibt den Personen- 
kreis, der die Vorteile des Abkommens in 
Anspruch nehmen kann. 


Artikel 15. Diese Vorschrift ist dem 
Artikel 23 des Abkommens über die deut- 
schen Vermögenswerte in der Schweiz nach- 
gebildet. Das Abkommen bezieht sich danach 
auch auf das Land Berlin (West). Insoweit 
kommt dieser Bestimmung nur formelle Be- 
deutung zu,' da die Wiederherstellung deut- 
scher Schutzrechte in der Schweiz, die deut- 
schen Staatsangehörigen mit Wohnsitz in 
Berlin (Wesü gehörten, bereits durch Artikel 
14 Nr. 1 gewährleistet ist und umgekehrt 
die Wiederherstellung von Schutzrechten 
schweizerischer Staatsangehöriger in der Bun- 
desrepublik nach den Artikeln 11 bis 13 ihre 
Wirkung auch auf das Land Berlin (West) auf 
Grund des Berliner Gesetzes vom 20. Sep- 
tembeT'1950 äußert. 

Das Abkommen wird weiter auf das 
Fürstentum Liechtenstein ausgedehnt. Nach 
einem Vertrage zwischen der Schweiz und 
dem Fürstentum Liechtenstein über den An- 
schluß des Fürstentums Liechtenstein an das 
schweizerische Zollgebiet vom 20. März 1923 
bringt das Fürstentum Liechtenstein die von 
der Schweiz auf dem Gebiet des gewerblichen 
Rechtsschutzes mit anderen Ländern getrof- 
fenen Sondervereinbarungen auch auf seinem 
Staatsgebiet zur Anwendung. 

Artikel 16 trifft Bestimmungen über 
das Inkrafttreten des Abkommens. Nach 
Artikel 24 des Abkommens über die deut- 
schen Vermögenswerte in der Schweiz findet 
der Austausch der Ratifikationsurkunden in 
Bern statt. 
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